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Vorschläge der Kommission der Europäischen Ge- 
meinsdiaften für Richtlinien des Rates über das 
Niederlassungsrecht für Tierärzte in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung des Niederlassungsrechts in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sehen die allgemeinen Pro- 
gramme zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit die Aufhebung jeder auf der Staatsangehörigkeit 
beruhenden diskriminierenden Behandlung bei der Niederlas- 
sung und im Dienstleistungsverkehr vor. Die in der Gruppe 
0.122 der UN-Nomenklatur aufgeführten Tätigkeiten des Tier- 
arztes müssen auf Grund ihrer Eigenart und der erforderlichen 
Ausbildung in besonderen Richtlinien behandelt werden. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt vor: 

a) die Beschränkungen zu beseitigen, die die Niederlassungs- 
freiheit und den freien Dienstleistungsverkehr für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Tierarztes behindern, 

b) die Einzelheiten der gegenseitigen Anerkeimung der Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise des Tierarztes festzusetzen, 

c) eine Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten für die selbständigen Tätigkeiten des Tierarztes vorzu- 
nehmen. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, bei den weiteren Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß die Liste der 
Ausbildungsbezeichnungen (Anlage I des zweiten Richtlinen- 
vorschlages) noch einmal überprüft wird. Dabei soll insbeson- 
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dere beachtet werden, daß der Titel „Dr. med. vet." in der 
Bundesrepublik nur geführt werden darf, wenn er in einem 
ordentlichen Dissertationsverfahren erworben worden ist. 

Der Ausschuß empfiehlt weiterhin, für 

die Einfügung einer Regelung über die Anerkennung der fach- 
tierärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise 

die Einführung einer Anpassungs- und Einarbeitungszeit im 
Aufnahmeland und 

die Wiederaufnahme einer Vorschrift über die Berechtigung des 
Mitführens von Arzneimitteln im kleinen Grenzverkehr einzu- 
treten. 


Einstimmiger Beschluß des Ausschusses. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften für 

eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbstän- 
digen Tätigkeiten des Tierarztes 

eine Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des 

Tierarztes 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die selbständigen Tätigkeiten des Tierarztes 

eine Empfehlung des Rates betreffend die Staatsangehörigen 
des Großherzogtums Luxemburg, die Inhaber eines in einem 
Drittstaat ausgestellten tierärztlichen Diploms sind 

— Drucksache VI/983 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hammans 


I. 

Die Vorschläge der Kommission — Drucksache 
VI/983 — sind mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages am 3. Juli 1970 an den Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit feder- 
führend und an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten mitberatend überwiesen wor- 
den. Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat die Richtlinienvorschläge in seiner 25. Sit- 
zung am 3. Dezember 1970 beraten. Der Ausschuß 


für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat die 
Richtlinienvorschläge in seiner 27. Sitzung am 5. No- 
vember 1970 mitberatend behandelt und zur Kennt- 
nis genommen. 

11. 

Mit den in den Vorschlägen der Kommission ent- 
haltenen Richtlinien ist beabsichtigt, 

die Beschränkungen zu beseitigen, die die Nie- 
derlassungsfreiheit und den freien Dienstlei- 
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stungsverkehr für die selbständigen Tätigkeiten 
des Tierarztes behindern, 

die Einzelheiten der gegenseitigen Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise des Tierarztes 
festzusetzen und 

eine Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die selbständigen Tätig- 
keiten des Tierarztes vorzunehmen. 

Einer in den Vorschlägen der Kommission ent- 
haltenen Empfehlung des Rates entsprechend soll 
luxemburgischen Staatsangehörigen, die ihre tier- 
ärztlichen Diplome in einem Drittstaat erworben 
haben, die gleiche Behandlung zuteil werden, wie 
den Tierärzten der Mitgliedstaaten. 

In Übereinstimmung mit der Bundesregierung hat 
der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
sich mit den Richtlinienvorschlägen im Grundsatz 
einverstanden erklärt, jedoch einmütig die Auffas- 
sung vertreten, daß die Richtlinien im Hinblick auf 
die Regelungen der Berufs- und Ausbildungsbezeich- 
nungen — Artikel 9 der ersten Richtlinie und Ar- 
tikel 4 der zweiten Richtlinie — einer erneuten 
Überprüfung bedürfen. 

Nach Artikel 4 Abs. 1 des zweiten Richtlinienvor- 
schlages soll den Staatsangehörigen der Mitglied- 
staaten die Führung ihrer im Heimat- oder Her- 
kunftstaat gültigen rechtmäßigen Ausbildungsbe- 
zeichnungen und deren Abkürzung in der Sprache 
dieses Staates gestattet werden. Das Verzeichnis der 
in Absatz 1 genannten Ausbildungsbezeichnungen 
ist dem Richtlinienvorschlag als Anlage I beigefügt. 
Der Ausschuß stellt dazu übereinstimmend fest, daß 
es sich bei den in der Liste enthaltenen Bezeichnun- 
gen jedoch nicht um' Ausbildungsbezeichnungen, 
sondern um akademische Grade handelt. Als Aus- 
bildungsbezeichnung kann nach den in der Bundes- 
republik geltenden Vorschriften nur die Bezeich- 


nung „Tierarzt" angesehen werden. Im Hinblick 
darauf scheint es dem Ausschuß geboten, daß auch 
die für die übrigen Mitgliedstaaten in der Liste auf- 
geführten Bezeichnungen noch einmal überprüft 
werden. Weiterhin hält es der Ausschuß für erfor- 
derlich, bei der Überprüfung der Liste der Ausbil- 
dungsbezeichnungen insbesondere darauf zu achten, 
daß der Titel „Dr. med. vet." in der Bundesrepublik 
nur geführt werden darf, wenn er in einem ordent- 
lichen Dissertationsverfahren erworben worden ist. 
Dabei wird auch der entsprechende Wortlaut bei den 
Richtlinien über das ärztliche bzw. zahnärztliche 
Niederlassungsrecht zu berücksichtigen sein. Zu 
klar abgrenzenden und zweifelsfreien Regelungen 
in bezug auf die Führung der Berufs- und der Aus- 
bildungsbezeichnungen zu kommen scheint dem 
Ausschuß unerläßlich. 

Darüber hinaus empfiehlt der Ausschuß, bei den 
weiteren Verhandlungen in Brüssel für die Einfü- 
gung einer Regelung über die Anerkennung der 
fachtierärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise und die Einführung 
einer Anpassungs- und Einarbeitungszeit im Auf- 
nahmeland einzutreten. 

Der Ausschuß ist weiterhin der Auffassung, im 
Entwurf der Richtlinien eine Vorschrift wiederauf- 
zunehmen, wonach der Tierarzt berechtigt ist, im 
Rahmen seiner Berufstätigkeit Arzneimittel mitfüh- 
ren und an den Halter der von ihm behandelten 
Tiere abgeben bzw. bei den behandelten Tieren an- 
wenden zu dürfen. Ohne eine solche Vorschrift ist 
nach Ansicht des Ausschusses die Wirksamkeit der 
Liberalisierung der Erbringung von Dienstleistun- 
gen im kleinen Grenzverkehr nicht gewährleistet. 

Namens des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit bitte ich das Hohe Haus, von den Vor- 
schlägen der Kommission Kenntnis zu nehmen und 
der Entschließung zuzustimmen. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) von den Vorschlägen der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften Kenntnis zu nehmen; 

b) die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 
die Liste der Ausbildungsbezeichnungen — An- 
lage I zum Vorschlag einer Richtlinie über die 


gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise des Tierarztes — noch einmal überprüft 
wird. Dabei soll insbesondere darauf geachtet 
werden, daß der Titel „Dr. med. vet." in der 
Bundesrepublik nur geführt werden darf, wenn 
er in einem ordentlichen Dissertationsverfahren 
erworben worden ist. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 



